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Die öſterreichiſche Keichsvertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmanı. 
1 

Gleichzeitig mit dem Manifeſte vom 4. März 1849 wurde die 
„Reichsberfaſſung für das Kaiſerthum Oeſterreich“ kundgemacht. 

Zunächſt mußte an dieſer in die Augen fallen, daß auch hier 
wie in dem Kremſierer Entwurfe eine vollſtändige Codification des Ver⸗ 
faſſungsrechtes verſucht war, obwohl der Umfang der Urkunde um 
nahezu ein Drittel zurückſtand (123 gegen 197 Paragraphe); die 
Raſchheit des Handelns auf Seite der Verwaltung ſtellte alſo, jedem 
Auge erkennbar, den ſchwerfälligen, unfruchtbaren parlamentariſchen 
Apparat weit in den Schatten. 

Der leitende Gedanke der Märzverfaſſung aber war in dem 
löſungsmanifeſte in klarer Weiſe ausgeſprochen. 

„Der conſtituirende Reichstag,“ fo heißt es dort, „habe durch 
Erörterungen aus dem Gebiete der Theorie, welche nicht nur mit den 
thatſächlichen Verhältniſſen der Monarchie im entſchiedenen Widerſpruche 
ſtünden, ſondern überhaupt der Begründung eines geordneten Rechts⸗ 
zuſtandes im Staate entgegenträten, die Wiederkehr der Ruhe in die 
Ferne gerückt und die Hoffnung weſentlich erſchüttert, daß dieſer Ver⸗ 
ſammlung die Löſung ihrer Aufgabe gelingen werde. Eine Verfaſſung, 
welche nicht blos die in Kremſier vertretenen Länder, ſondern das ganze 
Reich im Geſammtverbande umf löſſe, jet es, was die Völker Oeſterreichs 
mit gerechter Ungeduld erwarteten, und hiedurch ſei das Verfaſſungs⸗ 
werk über die Grenzen des Berufes des conſtituirenden Reichstages 
hinausgetreten. Die Einheit des Ganzen mit der Selbſtſtändigkeit ſeiner 
Theile, eine ſtarke Gewalt mit der Freiheit der Einzelnen in Einklang 
zu bringen: dies ſeien die Grundſätze, von welchen der Monarch bei 
Vecleihung der neuen Verfaſſungsurkunde ſich habe leiten laſſen.“ 

So war denn der Kampf, welchen die öſterreichiſchen und um- 
gariſchen Waffen bisher gegen einander geführt, nunmehr auf den Boden 
der Codification des Verfaſſungsrechtes übertragen; der Gedanke des 
Thronbeſteigungsmanifeſtes vom 2. December 1848, „alle Länder der 
Monarchie in einen großen Staatskörper zu vereinigen“, ſollte in der 
Märzverfaſſung ſeine kühne Verwirklichung finden, und zwar ſollte er 
ihn finden „aus eigener kaiſerlicher Macht“. Woran weder die April⸗ 


Auf⸗ 


verfaſſung noch der Kremſierer Entwurf ſich auch nur von weitem gewagt, 
was in ſpäterer Zeit das Octoberdiplom und das Februarpatent nur 
theilweiſe erſtrebten, die Idee einer Geſammtverſaffung, iſt hier mit 
rückſichtsloſer Energie zur Geltung gebracht 10 8 

Haudelte es ſich bei der Beurtheilung eines Verfaſſungswerkes 
nur um die logiſche Durchführung des Grundgedankens, dann hätte die 
octroyirte Verfaſſung ihre Aufgabe meiſterhaft gelöſt. Sie hat es zudem 
in geſchickter Weiſe verſtanden, die Geſammtſtaatsidee und das Ueber⸗ 
gewicht der monarchiſchen Gewalt in einer Verfaſſungsurkunde zu wahren, 
welche ſich äußerlich enge an den Kremſierer Entwurf anſchließt und mehr 
als die Hälfte des Inhaltes aus dieſem ſaſt wortlich herübernimmt, 
während letzterer doch das Gegentheil der beiden Principien enthält; ſie 
überragt endlich den Entwurf weitaus an präcifer Faſſung und juriſti— 
ſcher Conſequenz und bewährt eine große Gewandtheit in der Verbindung 
conſtitutioneller Formen mit den Bedürfniſſen einer energiſchen Verwaltung. 
Die entſcheidende Frage zur Beurtheilung der Lebenswahrheit dieſer Ver— 
faſſung war aber, ob ſie ſich nicht ein Ziel geſetzt, das entweder über⸗ 
haupt nicht, oder wenigſtens damals nicht zu erreichen war, ob die 
Conſtruirung eines öſterreichiſch-ungariſchen Geſammtreiches auf einheit— 
licher, conftitutioneller Grundlage im Bereiche der Möglichkeit lag und 
ob endlich ein ſolcher Verfaſſungsbau auf dem Boden der Octrovirung 
geführt werden konnte.“) 

Die Schöpfer der Märzverfaſſung glaubten dieſe Fragen ſämmt⸗ 
lich bejahen zu müſſen, und jo iſt es natürlich, daß hier das Inſtitut 
der Reichsvertretung im weiteſten Sinne nicht fehlt. 

Der „allgemeine öſterreichiſche Reichstag“ ſollte alle öſterreichiſch— 
ungariſchen Länder umfaſſen, nur mit Ausnahme der Militärgrenze, 
welche als ein integrirender Beſtandtheil des Reichsheeres der vollziehenden 
Reichsgewalt unterſtellt blieb, und vielleicht auch mit Ausnahme des 
lombardiſch-venetianiſchen Königreiches, deſſen Verhältniß zum Reiche der 
Regelung durch ein beſonderes Statut vorbehalten war. Von dieſen 
Gebieten abgeſehen, bildeten alle „Kronländer“ des „Kaiſerthumes“ die 
Baſis der Reichsvertretung, nur proviſoriſch war für Ungarn, Sieben- 
bürgen, Croatien und Fiume noch eine geringe Sonderſtellung zugeſtanden. 
So lange in einem der genannten Länder hinſichtlich des bürgerlichen 
Rechts, des Strafrechts, der Gerichtsverfaſſung und des Gerichtsverfah⸗ 
rens die wünſchenswerthe Uebereinſtimmung der Geſetzgebung mit den 
übrigen Theilen des Reiches durch den Landtag noch nicht hergeſtellt 
wäre, ſollten ſich die Abgeordneten dieſes Landes der Theilnahme an 
den Verhandlungen des Reichstages über dieſe Geſetzgebungszweige ent⸗ 
halten, dieſe Sonderung war aber nicht als eine organiſche Einrichtung, 
ſondern, wie man deutlich ſieht, nur als ein möglichſt raſch zu beſeiti⸗ 


Ein von der oben entwickelten Anſicht weſentlich verſchiedenes Urtheil 
hat Anton Springer in ſeiner 1850 veröffentlichten Schrift „Defterreich nach 
der Revolution“ gefällt und auch in ſeiner jüngſten Publication aufrecht gehalten. 
Auch Stuben rauch's (in dem 7. und 8. Hefte des Jahrganges 1849 der öſterr. 
Zeitſchrift fur Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft) vorſichtig ausgeſprochene Meinung 
ſtimmt mit unſerem Urtheile nicht ganz überein. 


gendes Proviſorium geplant. Der „allgemeine öſterreichiſche Reichstag“ 
ſollte nach der Vollendung der einheitlichen Organiſation des Reiches 
ſich in gleicher Weiſe über den Landtagen der öſtlichen wie über jenen 
der weſtlichen Reichshälfte erheben. 

Hiemit iſt auch ſchon geſagt, daß die Märzverfaſſung gleich dem 
Kremſierer Entwurfe einen Pluralismus der Volksvertretung kennt. 

Gerade das rückſichtsloſe Uebergreifen in die ungariſche Machtſphäre 
hat die octroyirte Verfaſſung genöthigt, auf die Exiſtenz von Landes⸗ 
vertretungen neben der Reichsvertretung Rückſicht zu nehmen. Was der 
Aprilverfaſſung von 1848 in weit engerem Kreiſe, wenn auch mit 
wenig Glück, in den Sinn kommen konnte, nämlich die Reichsvertretung 
zu dem alleinigen Träger der legislativen Competenz zu machen, das 
war für die Märzverfaſſung von 1849, welche die ungariſche Verfaſſung 
in ſich aufnehmen wollte, trotz aller Energie doch ein unmögliches Ziel. 
Nicht Centraliſation der Vertretung um jeden Preis ſollte erreicht werden, 
ſondern die Organiſation derſelben durch das ganze Reich nach gleich— 
förmigen Grundſätzen war die Loſung. 

Stand dies einmal feſt, mußten die Landtage ſich ſämmtlich mit 
jener Competenz begnügen, welche z. B. dem Landtage Salzburgs ein— 
geräumt werden konnte, ſo iſt es begreiflich, daß der Grundſatz des 
Kremſierer Entwurfes über die Competenzvertheilung zwiſchen der Reichs- 
und Landesvertretung hier eine noch ſchärfere Formulirung erhielt. Alle 
Angelegenheiten, welche nicht durch die Reichsverfaſſung oder Reichsgeſetze 
als Landesangelegenheiten erklärt waren, ſollten als Reichsaugelegen⸗ 
heiten gelten, und als der, wir möchten ſagen, natürliche Wirkungskreis 
der Landtage wurde in der Reichsverfaſſung ſofort wörtlich jene Agenden- 
gruppe bezeichnet, welche ſich in den Landesordnungen von 1861 
wieder findet. 

So ſehr die Märzverfaſſung indeſſen frei war von zu großer 
Rückſicht auf die Particularvertretungen, fo konnte und wollte fie die— 
ſelben als eine einmal gegebene Größe doch in der Zuſammenſetzung 
der Reichsvertretung nicht ignoriren. Der Reichstag ſollte aus zwei 
Häufern, dem Oberhaufe und dem Unterhauſe, beſtehen, und fo ward 
der Gedanke des Kremſierer Entwurfes verwerthet, das Oberhaus zum 
Vertreter der Länderintereſſen zu machen. Ja, in mehrfacher Richtuvo 
geht die Märzverfaſſung ſogar weten ce Serve ſie rox Entwurf, bet, 
die Abgeordneten für das Oberhaus ſollten ſämmtlich von den Land— 
tagen gewählt werden, und zwar mindeftens zwei für jedes Land aus 
der Mitte des Landtages ſelbſt. Die Kreistage des Kremſierer Entwurfes 
waren beſeitigt, die Landtage blieben daher als die einzigen, natürlichen 
Träger einer Länderkammer zurück. 

Allein die octroyirte Verfaſſung war zugleich beſtrebt, auch noch an⸗ 
deren Intereſſen, welchen die Majori 
Vertretung im Oberhauſe zu ſichern, nämlich den durch das Jahr 1848 um 
ihre privilegirte Stellung gebrachten und verwandten höheren Geſellſchafts⸗ 
claſſen. Die ſtändiſchen Verfaſſungen wurden unbedenklich außer Wirkſamkeit 
geſetzt, die in dieſen bisher allein zum Worte gekommenen Bevölkerungs⸗ 
ſchichten ſollten nun aber innerhalb der allgemeinen Volksvertretung eine ge⸗ 
ſonderte Stellung erhalten, welche die Minorität vor der Erdrückung be⸗ 
wahrte. Um dieſes Ziel zu erreichen, ſollten die Landtage außer den ſchon be— 
zeichneten Abgeordneten aus ihrer 
zahl ihrer Länder noch weitere Abgeordnete aus d 
aus den Reichsbürgern mit einer directen Steue 
Gulden, beziehungsweiſe aus jenem Kreiſe, der ſi 
von einem Optimaten zu 6000 Seelen ergibt) in das Oberhaus ent⸗ 
ſenden. Hiemit war das Eine, was der Kremſierer Entwurf durch die 
Exiſtenz von Kreistagsvertretern neben den Landtagsvertretern erreichen 
wollte, ebenfalls und noch vollkommener erreicht, nämlich neben dem 
Princip der abſoluten Gleichwerthigkeit auch jenes der relativen Gleich⸗ 
werthigkeit der einzelnen Länder durchgeführt. Außerdem war aber 
der Gedanke der Intereſſenvertretung in weiterem Umfange zur Gel⸗ 
tung gebracht und den Höchſtbeſteverten, welche in den Lebenskreiſen 
der Selbſtverwaltung ſich Anerkennung verſchafft hatten, der Weg 
in das Oberhaus im reichen Maße gebahnt. Es iſt kein Zweifel, daß 
den Hochſtbeſteuerten auf dieſe Weiſe über drei Viertel der Oberhaus⸗ 
ſtimmen zufallen mußten, denn das Oberhaus ſollte die Hälfte der 
verfaſſungsmäßigen Abgeordnetenzahl des Unterhauſes, alſo etwa 170 Mit⸗ 
glieder, enthalten und auf die aus der Mitte der Landtage Entſen⸗ 
deten konnten nur höchſtens 40 entfallen. Wenn man aber bedenkt, 
in welch engem Zuſammenhange die Kreiſe der Höchſtbeſteuerten mit 
der ſtändiſchen Verfaſſung des Vormärz geſtanden hatten, welch großen 
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ſirung in der Volkskammer drohte, die 


ch durch das Verhältniß 


mittelba 


men im öſterreichiſchen Verſaſſungsre 


Einfluß die Höchſtbeſteuerten in den ſpäteren Landtagswahlordnungen 
gewannen, ſo iſt es klar, daß ſie auch in den neuen Landtagen zu 
einer Führerrolle berufen und daß durch ihre Einbeziehung in das Ober⸗ 
haus ein homogenes oder wenigſtens kein heterogenes Element in das— 
ſelbe aufgenommen war. 

Nur für Eines, was die Kremſierer Kreistage überhaupt und fo 
auch durch ihre Vertretung in der Länderkammer bewirken ſollten, für 
eine Vertretung der nationalen Minoritäten gegenüber der Landtags- 
majorität gab es in dem Oberhauſe der Märzverfaſſung keinen Platz; 
von dieſer Inſtitution gibt es hier ebenſo wenig eine Spur, als von 
der „nationalen Eintheilung der Wahlbezirke“ für die Volkskammer, 
den „nationalen Schiedsgerichten“ u. a. m., das der Kremſierer Entwurf 
in's Leben rufen wollte, um die Reibung der Nationalitäten zu ver⸗ 
mindern. Reich und Land ſollten nach der Abſicht der Märzverfaſſung 
die Macht beweiſen, welche politiſchen Gedanken innewohnt zur Ueber— 
windung nationaler Gegenſätze, Reichstag und Landtag ſollten daher 
als Einheiten aufrecht erhalten bleiben auf polyglotter Grundlage. Und 
mochten auch in dem Unterhauſe des Reichstages die nationalen Gegen— 
ſätze des zehnſprachigen Reiches heftig auf einander prallen, ſo ſollte 
ihnen in dem Oberhauſe, der Vertretung der einzelnen Länder, die ja 
vielfach ein Oeſterreich im Kleinen darſtellen, ein Gegengewicht erwachſen 
an den Repräſentanten hiſtoriſcher Individualitäten. 

Die Märzverfaſſung hatte an die Länderintereſſen die Conceſſion 
gemacht, das Oberhaus auf die Landtage zu bauen, ſie glaubte nun um ſo 
mehr, damit die Reichsvertretung wirklich zu einem Momente der Einheit 
werde, das Unterhaus auf die directe Volkswahl baſiren zu müſſen. 
Trotz des weiten Hinausgreifens über den geographiſchen Rahmen des 
Kremfierer Entwurfes, trotz des Umſtandes, daß die Reichsvertretung 
jetzt eine Bevölkerung der denkbar größten Mannigfaltigkeit und Viel 
gliedrigkeit umfaſſen ſollte, war die Märzverfaſſung entſchloſſen, das 
Princip der directen Volkswahl aus dem Kremſierer Entwürfe herüber- 
e a f Et en Wahlrechte ſofort 

A 1 in bezeichnendeuund“ indem man trotz der großen Erwei⸗ 
arm des Verfaſſungsgebietes die Abgeordnetenzahl nicht vermehrte. 
Das entſcheidende Wort hatte allerdings erſt das Wahlgeſetz zu ſprechen, 
ſo viel ſtand aber feſt, das auf je 100.000 Seelen meiſtens nur Ein 
Abgeordneter entfallen würde (die Verſaſſung ſagte „auf je 100.000 Seelen 
wenigſtens Ein Abgeordneter“), und bei dieſem Maßſtabe wäre im Jahre 
1849 nicht einmal die Zahl von 360 Abgeordneten, welche der Krem⸗ 
ſierer Entwurf ſtatuirt hatte, erreicht worden. 

Der unmittelbare Dämpfer aller ſtürmiſchen Agitation lag end⸗ 
lich in dem Wahlprincip des Cenſus, welches aus dem Entwurſe des 
Conſtitutionsausſchuſſes in verſchärfter Form herübergenommen war. 
Wohl war das Reichstagswahlrecht einer kleinen Gruppe auch ohne 
Rückſicht auf die Steuerleiſtung zuerkannt, nämlich allen jenen, welche 


nach ihrer perſönlichen Eigenſchaft das Gemeindewahlrecht beſaßen, und 


hiemit der Grundſatz der Verknüpfung des politiſchen und Gemeinde⸗ 
wahlrechtes zur Geltung gebracht, welcher ſeither in verſchiedenen For⸗ 
chte wiederkehrt. Allein für große 
Bevölkerungsclaſſen war der Ausſchluß vom Wahlrechte neu geſchaffen, da 
der Cenſus nicht unter das Minimum einer directen Steuerleiſtung von 
fünf Gulden, ja in den Städten über zehntausend Seelen nicht unter zehn 
Gulden herabſteigen ſollte. (Als Maximum waren zwanzig Gulden fixirt.) 

Die Wahlen ſind ferner ſeltener in Ausſicht genommen, denn in das 
Unterhaus wird auf fünf, in das Oberhaus auf zehn Jahre gewählt, 
und ſie ſind zugleich an die Controle öffentlicher und mündlicher Stimm⸗ 
gebung geknüpſt. Nur die Ernennung eines Abgeordneten, nicht die Beför⸗ 
derung im Staatsdienſte bedingt eine Neuwahl. Die Zugänglichkeit des 
Mandats iſt erſchwert, durch die Verringerung der Abgeordnetenſitze über⸗ 
haupt, wie wir geſehen, ſodann durch die verſchärften perſönlichen Qualifica⸗ 
tionen, nämlich ein Alter von 30 Jahren für das Unter⸗, von 40 Jah⸗ 
ren für das Oberhaus und eine fünfjährige Reichsbürgerſchaft, ſchließlich 
durch die Beſeitigung jeder Entſchädigung für die Mitglieder der erſten 
Kammer und die Beſchränkung derſelbeu auf ein Seſſionspauſchale für 
die Mitglieder des Unterhauſes. 

Wie in der Zuſammenſetzung, ſo wiederholen ſich die Aenderungen 
der Märzverfaſſung an dem Entwurfe des Conſtitutionsausſchuſſes 
natürlich auch hinſichtlich der Competenz des Reichstages. 

Das Veto des Monarchen vor Allem iſt ein abſolutes, die Krone 


iſt in dem Rechte der Vertagung des Reichstages nicht und hinſichtlich 


der Auflöſung desselben nur iuſoweit beſchränkt, daß die Wiederberufung 
der Kammern innerhalb drei Monaten erfolgen muß. Der Reichstag 
ſoll alljährlich zuſammentreten, doch hat er kein Selbſtverſammlungs⸗ 
recht an einem beſtimmten Tage, ſondern die Krone lediglich die Pflicht, 
ihn während des Frühlings einzuberufen. Wien iſt als der Sitz des 
Reichstages angenommen, doch kann der Kaiſer denſelben anch an einem 
anderen Orte verſammeln. Es wird ſcharf hervorgehoben, daß nur ein— 
zelne Beſtimmungen in den von dem Kaiſer abgeſchloſſenen Staatsver⸗ 
trägen der Zuſtimmung des Reichstages bedürfen, nämlich ſolche, welche 
dem Reiche neue Laſten auflegen. 

Das Budgetrecht des Reichstages iſt weitaus nicht unbegrenzt 
gelaſſen. Das unbedingte Steuerbewilligungsrecht der Aprilverfaſſung 
war ſchon in dem Kremſierer Entwurſe verſchwunden; Schon hier wurden 
unterschieden die in deu jährlichen Etat aufgenommenen und die durch beſon⸗ 
dere Geſetze angeordneten Steuern, alſo von der periodiſchen Bewilligung 
durch die Volkskammer abhängige und von dieſer unabhängige Steuern. Nach 
der Märzverfaſſung werden aber alle beſtehenden Steuern forterhoben, 
bis neue Geſetze abweichend beſtimmen. Mag nun auch zugleich aus— 
geſprochen ſein, daß alle Einnahmen und Ausgaben jährlich durch ein 
Geſetz in den Etat eingeſtellt werden müſſen, die „Verfaſſungslücke“ 
iſt damit gegeben, welche der Regierung den Bezug der gewöhnlichen 
finanziellen Mittel auch ohne Bewilligung ſeitens der Volksvertretung 
offen läßt. Es fehlt überdies in bedenklicher Weiſe die Beſtimmung, 
daß zur Contrahirung von Anlehen oder zur Veräußerung von Staats⸗ 
gut die Zuftimmung des Reichstages möglich wäre. Desgleichen iſt keine 
Rede mehr von der jährlichen Bewilligung der Stärke des Heeres. 

Die Regierung hat endlich nach der octroyirten Verfaſſung die 
Möglichkeit, Geſetzgebung und Verwaltung auch dann in ihrem Gange 
zu erhalten, wenn der Reichstag nicht verſammelt iſt und dringende 
Maßregeln durch Gefahren für das Reich oder die Kronländer erfordert 


ſelben, dem nächſten Reichstage die E 
erlaſſen werden. 

Zur Durchführung der Märzverfaſſung wurden im Laufe des 
Jahres 1849 und 1850 die Landesordnungen aller weſtöſterreichiſchen 
Länder, Dalmatien allein ausgenommen, erlaſſen; das Wahlgeſetz für 
den Reichstag wurde aber nicht publieirt. | 

j Am 13. April 1851 erſchien nur noch auf Grund der Ver— 
faſſung das Patent über den „Reichsrath“, das iſt jenes conſultativen 
Organs, aus welchem in dem wirrenreichen Gange der öſterreichiſchen 
Verſaſſungsgeſchichte ſich die Volksvertretung entwickeln ſollte, welche 
auf Grund des Octoberdiploms, des Februarpatentes und der December— 
verfaſſung an die Stelle des 1848 und 1849 normirten Reichstages 
getreten iſt. Schon der Kremſierer Entwurf hatte einen ſolchen „Reichs- 
rath“ als Berathungsorgan des Miniſteriums gekannt. Die Märzver⸗ 
faſſung ſtellte den „Reichsrath“ der Krone und der vollziehenden Reichs- 
gewalt zur Einholung von Gutachten zur Seite und beſtimmte, daß 
die Mitglieder vom Kaiſer mit Rückſicht auf die verſchiedenen Theile 
des Reiches zu ernennen ſeien. Nach dem Patente vom April 1851 
war dieſer Reichsrath zunächſt ein Beamtenrath, in dieſen konnten in⸗ 
deſſen als zeitliche Theilnehmer Männer aus allen Ständen berufen 
werden, welche dann die Vorlagen zunächſt in einer Sonderverſammlung 
in Berathung zu ziehen hatten; der Keim zur weiteren Ausgeſtaltung 
war ſomit gegeben. 

Dieſer auf Grund der Märzverſaſſung gebildete Reichsrath, bei 
deſſen Organiſirung man jedenfalls noch an ein Repräſentativſyſtem 
gedacht hatte (den Mitgliedern des Reichsrathes wurde in dem Patente 
vom April 1851 die Theilnahme an „repräſentativen Wahlkörpern“ 
verwehrt), ward ſehr bald dazu berufen, die Verfaſſung beſeitigen 
zu helfen. 

Am 20. Auguſt 1851 war in einem kaiſerlichen Cabinetsſchreiben 
an den Miniſterpräſidenten das Miniſterium als ausſchließlich der Krone 
gegenüber verantwortlich erklärt worden und eine unmittelbare Folge 
dieſer über die politiſche Stellung des Miniſteriums gefaßten Beſchlüſſe 
war es, die Frage über den Beſtand und die Möglichkeit des Voll⸗ 
zuges der Verfaſſung in Erwägung zu ziehen, wie die kaiſ. Cabinets⸗ 
ſchreiben an den Miniſterraths⸗ und den Reichsrathspräſidenten beſagen. 
Bei Erörterung dieſer Frage mußte, wie es dort heißt, die Aufrechthaltung 
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aller Bedingungen der monarchiſchen Gewalt und der ſtaatlichen Einheit 
des Reiches der leitende Gedanke ſein. 

Die Frucht dieſer Unterſuchung iſt niedergelegt in den zwei Paten⸗ 
ten vom 31. December 1851, von denen das eine die Verfaſſungs⸗ 
urkunde vom 4. März 1849, das andere die am gleichen Tage für 
die weſtöſterreichiſchen Länder verkündeten Grundrechte außer Wirkſam⸗ 
keit ſetzte. Wie ſehr die Schöpfung einer neuen Verfaſſungsurkunde aus⸗ 
geſchloſſen war, beſagte der Satz, „daß zur Erreichung der entſprechen— 
den öffentlichen Einrichtungen die Wege der Erfahrung eingeſchlagen 
und die daraus abgeleiteten organiſchen Geſetze fortſchreitend zu Stande 
gebracht werden ſollten“. Die 36 „Grundſätze für organiſche Einrichtun⸗ 
gen in den Kronländern des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates“, welche gleich— 
zeitig kundgemacht wurden, befaßten ſich daher auch nur in ihren drei 
letzten Punkten mit der Vertretung des Volkes. An die Seite der Kreis⸗ 
behörden und Statthaltereien ſollten berathende Ausſchüſſe aus dem be⸗ 
ſitzenden Erbadel, dem großen und kleinen Grundbeſitze und der Induſtrie 

mit genau abgegrenztem Wirkungskreiſe, an die Seite der landesfürſt⸗ 

lichen Bezirksämter von Zeit zu Zeit einberufene Verſammlungen der 
Gemeindevorſtände und der Eigenthümer außer dem Gemeindeverbande 
ſtehender großer Grundbeſitze treten. 

Die hier verheißenen berathenden Organe ſind nie in's Leben gerufen 
worden. Aber auch abgeſehen hievon, fand ſich ja ſchon in dem, was in 
Ausſicht geſtellt war, keine Spur von einer Theilnahme dieſer Körper- 
ſchaften an der Geſetzgebung und am allerwenigſten von der Exiſtenz 
einer wie immer gearteten legislativen Volksvertretung im Centrum des 
Reiches. Mit Fug und Recht kann daher die Bewegung des Jahres 
1848 zur Erreichung conſtitutioneller Einrichtungen und einer das Reich 
umfaſſenden Volksvertretung als mit dem Patente vom 31. December 
1851 überwunden und die abſolute Monarchie als der faetiſch hergeſtellte 
Verfaſſungszuſtand angeſehen werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Suliiigkeit der „purückfegung einer einzelnen der mit der Con: 
ceſſtun unter Ginem werliochenen Borechtigungen des Gurte und 
Schankgewerbes. 


Anton L. erhielt im Jahre 1874 von der Bezivfshauptmann- 
ſchaft A. die Conceſſion zum Gaſtgewerbe in S. Nr. 28 mit allen im 
§ 28 Gewerbeordnung aufgezählten Berechtigungen (ohne Bedingung). 
Im März 1884 zeigte er der Behörde an, daß er auf die Fremden— 
beherbergung verzichte, weil er bei ſeinem leidenden Zuſtande die mit 
dem Fremdenverkehre verbundenen Aufregungen und Störungen der 
Nachtruhe vermeiden müſſe. 

Die Gemeinde S. beantragte, den Einſchreiter abweislich zu 
beſcheiden, weil dann nur noch zwei Gaſthäuſer mit Fremdenbeherbergung 
in der Gemeinde vorhanden wären und dieſe beiden dann ebenfalls ein 
Recht zu haben glaubten, mit der Verzichtleiſtung auf die Fremden⸗ 
beherbergung an die Behörde heranzutreten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat mit dem Beſcheide vom 11. April 
1884, Z. 9852, den angemeldeten Verzicht nicht zur Kenntniß genommen, 
weil dem Anzeiger die Befugniß zum Gaſt- und Schankgewerbe nur 
in der Vorausſetzung ertheilt worden iſt, daß er nebſt der Berechtigung 
zur Ausübung des Gaſt- und Schankgewerbes auch die damit verbundene 
Beherbergungspflicht übernehme. Die willkürliche Verweigerung der 
Beherbergung würde im Sinne des § 138, lit. e Gew.⸗Ordn. Ver⸗ 
warnungen, eventuell Conceſſionsentzie hung nach ſich ziehen. Die Ver⸗ 
zichtleiſtung auf alle ihm zuſtehenden Gaſt⸗ und Schankberechtigungen 
ſtehe ihm jederzeit frei. 

l L. recurrirte an die Statthalterei: Die Fremdenbeherbergung ſei 
keine Pflicht, ſondern ein Recht, auf das man jederzeit verzichten könne. 
So gut die einzelnen Berechtigungen des $ 28 Gew.-Ordn., beziehungs- 
weile $ 16 Gew.⸗Geſ.⸗Novelle einzeln erworben werden können, jo 
können ſie auch einzeln zurückgelegt werden. 

Der Bezirkshauptmann entwickelte in ſeinem Vorlageberichte die 
Gründe, die ihn bei Erlaſſung ſeines Beſcheides leiteten, wie folgt: 
Gaſteonceſſionen werden immer mit Rückſicht auf die Localverhältniſſe 


verliehen und haben vorzugsweiſe den Zweck, öffentliche Bedürfniſſe zu 
befriedigen. Namentlich iſt dies bei der Fremdenbeherbergung der Fall, 
ganz beſonders in Landgemeinden, wo localpolizeiliche Rückſichten die 


Regelung des Herbergsweſens erheiſchen. Die Gemeinden beſitzeu weder 
Localitäten zur Unterbringung, noch Wachorgane zur Beaufſichtigung der 
meiſt den unterſten Schichten angehörenden Durchreiſenden. Die Ueber⸗ 
nachtung ſolcher Individuen iſt freilich nicht lucrativ, oft ſogar läſtig, 
aber nothwendig. In der circa 1500 Einwohner zählenden Gemeinde 
S., deren bedeutende Induſtrie einen ſtarken Arbeiterzuzug anlockt, 
beſtehen nur drei Einkehrhäuſer. Würde dem Anſinneu des L. ſtatt⸗ 
gegeben, ſo würden die übrigen Wirthe ſeinem Beiſpiele folgen und die 
Gemeinde wäre wegen Beobdachung der Reiſenden in der größten Ver⸗ 
legenheit. Er ſtelle daher die Bitte, den Recurrenten abzuweiſen. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 10. Jänner 
1885, 3. 37.993, dem Recurſe keine Folge gegeben, „weil die dem Recur— 
reuten ſeinerzeit mit dem Erlaſſe der Bezirkshauptmannſchaft vom 
8. Juni 1874, 8. 47, ertheilte Conceſſion zum Gaſtgewerbe mit allen 
im § 28 der Gewerbeordnung aufgeführten Berechtigungen als ein 
Ganzes anzuſehen iſt, von welchem einzelne Berechtigungen als Con— 
ceſſionstheile zu welchem Zwecke immer nicht abgetrennt werden können, 
insbeſondere mit Hinblick darauf, daß bei der urſprünglichen Verleihung 
der Conceſſion die Localverhältniſſe und der ſich aus denſelben ergebende 
Bedarf mit Rückſicht auf das vorliegende Geſuch um ein Gaſtgewerbe 
mit allen Berechtigungen in's Auge gefaßt wurde. Selbſtverſtändlich 
ſteht es dem Recurrenten frei, auf ſeine Gaſtgewerbsconceſſion mit allen 
Berechtigungen zu verzichten und dann um eine neuerliche Conceſſion 
blos mit den gewünſchten Berechtigungen einzuſchreiten, wobei jedoch 
die Localverhältniſſe und der Bedarf mit Rückſicht auf das neue Geſuch 
einer neuen Beurtheilung der Behörde unterzogen werden müßten.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte Anton L. den Miniſterial— 
recurs ein. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 17. April 1885, 
ad Nr. 4416, hierüber wie folgt entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Anton L. 
Folge zu geben und unter Behebung der angefochtenen Entſcheidung und 
des citirten Beſcheides der 1. Inſtanz zu erkennen, daß die Verzicht⸗ 
leiſtung des genannten Gaſtwirthes auf ſeine Berechtigung zur Fremden— 
beherbergung von der Gewerbsbehörde zur Kenntniß zu weden en, wol 
nach Alinen 2 des 28 der Gewerbeordnung vom 20. December 1859, 
beziehungsweiſe $ 16 der Gew.-Geſ.-Novelle vom 15. März 1883 die 
Berechtigungen, in welche das Gaſt- und Schankgewerbe zerfällt, einzeln 
verliehen werden können, ſomit jede einzelne derſelben ſelbſtſtändig den 
Gegenstand einer Conceſſion bilden, daher auch die Zurücklegung einer 
einzelnen, in den citirten Geſetzesſtellen namhaft gemachten Berechtigung 
nicht als dem Geſetze zuwiderlaufend angeſehen werden kann.“ W. 


Geſetze und Berordnungen. 
1884. II. 


und Verordnungsblatt für 
Mähren. 


XXVIII. Stück. Ausgeg. am 26. November. 97. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Mähren vom 31. October 1884, betreffend die Ueberſiedlung 
des behördlich autoriſirten Eivilgeometers Wilhelm Sadil von Adler⸗Koſteletz in 
Böhmen nach Iglau. 98. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren 
vom 10. November 1884, betreffend die Verpflegsgebühr in der allgemeinen 
öffentlichen Krankenauſtalt in Schlan. — 99. Kundmachung des k. k. Statthalters 
in Mähren vom 11. November 1884, betreffend den Aufruf der im Jahre 1885 
ſtellungspflichtigen Alterselaſſen. 100. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 19. November 1884, betreffend die Ueberſiedlung des behördlich 
autoriſirten Civilgeometers Edmund Kreß von Welehrad nach Brumow. 


XXIX. Stück. Ausgeg. am 22. December — 101. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 24. November 1884, betreffend die Allerhöchſt 
genehmigte Einhebung eines weiteren Zuſchlages zu der im Gemeindegebiete der 
Landeshauptſtadt Brünn vorgeſchriebenen Einkommenſteuer ſammt allen Staats⸗ 
zuſchlägen für das Jahr 1884. — 102. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 1. December 1884, betreffend die Verleihung des Beſugniſſes eines 
behördlich autoriſirten Civilgeometers. — 103. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Mähren vom 3. December 1884, betreffend die Vergütung für die 
der Mannſchaft vom Officiers⸗Stellvertreter abwärts auf dem Durchzuge gebührende 


Semefter. 


Landesgeſetz— die Markgrafſchaft 
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Mittagskoſt im Jahre 18-5. — 104. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 10. December 1884, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines 
behördlich autoriſirten Civilgeometers. 

XXX. Stück. Ausgeg. am 31. December. — 105. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 23. December 1884, betreffend die Beſtimmung 
der Bahuſtation Stramberg, der Stauding⸗Stramberger Localbahn als Vieh⸗ 
Ein- und Auslade⸗Station. 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober- und Nieder⸗Schleſien. 

V. Stück. Ausgeg, am 9. Juli. — 14. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präfidenten von Schleſien vom 11. April 1884, Z. 4085, betreffend die Erhöhung 
der Verpflegstaxe im allgemeinen Krankenhauſe zu Melk in Niederöſterreich. — 
15. Verordnung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 12. April 1884, 
Z. 3506, betreffend die Handhabung des Meldungsweſens in der Gemeinde 
Schönbrunn. — 16. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien 
vom 6. Mai 1884, Z. 4617, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines 
Civilgeometers. 17. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien 
vom 29. Mai 1884, Z. 4849, betreffend die Regelung des Curweſens in dem 
Eurorte Gräfenberg⸗Freiwaldau. — 18. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten 
von Schleſien vom 21. Juni 1884, 8. 6393, betreffend die Verleihung des 
Befugniſſes eines Civilgeometers. — 19. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten 
von Schleſien vom 26. Juni 1884, 3. 6998, betreffend die Verleihung des Be⸗ 
fugniſſes eines Civilgeometers. — 20. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten 
von Schleſien vom 30. Juni 1884, 3. 7210, betreffend die Betrauung der k. k. 
Finanzwach⸗Abtheilung zu Groß-Kunzendorf im politiſchen Bezirke Freiwaldau 
mit den Functionen eines k. k. Nebenzollamtes II. Claſſe. 

VI. Stück. Ausgeg. am 28. September. — 21. Verordnung des k. k. 
Laudespräſidenten von Schleſien vom 30. Juli 1884, betreffend die Vorſichts⸗ 
maßregeln bei Leichen von an contagiöſen Krankheiten Verſtorbenen. — 22. 
Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien up, ts 23. Runde 
ne 40 Ergänzungswahleenken bon Schleſien vom 17. September 1884, 
Bi end die Zuläſſigkeit der Holzcemeut-Plateau- und Dachpappe⸗Dächer. — 24. 
Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 18. September 
1884, betreffend die Stationirung des techniſchen Inſpeetors Hugo Hampel in 
Troppau. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. und k. Legationsrathe erſter Claſſe Karl Jaeger 
Ritter von Jaxthal anläßlich deſſen Penſionirung das Komthurkreuz des Franz⸗ 
Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe bei der Landesregierung in 
Laibach Auguſt Wurzbach Edlen von Tannenberg anläßlich deſſen Penſionirung 
die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben die Miniſterial⸗Viceſecretäre Alphons Grafen Aichel— 
burg und Dr. Karl Kohl zu Miniſterialſecretären in Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Adjuneten im Haus⸗Hoſ⸗ und Staatsarchive 
Wilhelm Klemm anläßlich feiner Penſionirung das Ritterkreuz des Franz-⸗Joſeph⸗ 
Ordeus verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Finanzinſpector in Pola Karl Veltze das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwachcommiſſär Donninik Zudenigo das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Bürgermeiſter der Landeshauptſtadt Innsbruck 
Dr. Heinrich Falk den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Handelsmannes Pierre 
Aslan zum proviſoriſchen k. und k. Conſularagenten in Rodoſto genehmigt. 


Erledigungen. 


Bezirkshauptmannſtelle in der ſiebenten, eventuell eine Statthaltereiſecretärs⸗ 
ſtelle in der achten Rangsclaſſe im Verwaltungsgebiete der niederöſterreichiſchen 
Statthalterei, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 185.) 

Poſtprakticantenſtelle im Bezirke der k. k. Poſt⸗ und Telegraphendirection 
für Oeſterreich unter der Enns, bis 8. September. (Amtsbl. Nr. 185.) 


pHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenutniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 15 der Erkenntuiſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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